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Vorwand liefern wollen, die Schulen zu 

schließen“. Balch gehört zu den – neun, 

nach anderen Angaben 13 – afghanischen 

Provinzen, von insgesamt 34, in denen 

weiterführende staatliche Mädchenschu-

len weiterhin offen sind. (Private Mäd-

chenschulen sollen landesweit ohne Alters-

beschränkung offen sein. Auch NGOs be-

richten, dass ihre Schulen weiterarbeiten 

können.) „Die Mädchen in meiner Heimat-

stadt Bamian kümmern sich nicht darum, 

was die Taleban denken“, sagt wiederum 

Schah Gul*. Dann relativiert die frischgeba-

ckene Uni-Absolventin jedoch: Weil die 

neuen Herrscher angekündigt haben, sie 

würden ihre Väter oder Brüder für Verlet-

zungen der Vorschrift zur Verantwortung 

ziehen, befolgten viele Mädchen sie doch, 

um ihre Familien zu schützen.

Proteste werden unterbunden
Diese Variante von Sippenhaft gehört zum 

Instrumentarium, mit dem die Taleban 

nach dem schmählichen Abzug des Wes-

tens und ihrer Machtübernahme im August 

2021 ihre Vorstellung einer islamischen 

Ordnung umsetzen wollen. Dabei wollen 

sie sich vom Westen nicht hereinreden las-

Sie habe schon immer Burka getragen, 

wenn sie dienstlich über Land fuhr, erzählt 

Chatera* am Telefon. „Das war meine eige-

ne Entscheidung. Ich kann schwer ertra-

gen, dass mir das jetzt aufgezwungen 

wird“, sagt sie, und meint damit die An-

ordnung der Talebanregierung vom Mai, 

laut der alle afghanischen Frauen in der 

Öffentlichkeit ab sofort Körper und Gesicht 

verhüllen müssen. Für Paschtana*, die in 

Kabul für eine NGO arbeitet, ändert sich 

wenig: „Unsere Eltern waren schon vor 

den Taleban Moslems, haben darauf ge-

achtet, was ihre Töchter tragen und dass 

die Frauen sich verschleiern.“

Saleha*, Lehrerin in Balch, erzählt, 

dass viele Frauen sich dem Schleierdekret 

unterwürfen, weil sie den Taleban „keinen 
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nehmen, im ersten Fall, um sie daran zu 

hindern, sich bewaffneten Widerstands-

gruppen anzuschließen. Auch dabei kommt 

es zu Sippenhaft. Werden sie Gesuchten 

nicht angetroffen, nehmen die Taleban Fa-

milienmitglieder als Geiseln oder setzen sie 

anderweitig unter Druck. Immerhin kom-

men die Betroffenen in den meisten Fällen 

nach wenigen Tagen wieder frei. Aber er 

gibt auch Fälle von Menschen, die „ver-

schwunden“ sind, also offenbar länger 

festgehalten werden, und von erwiesenen 

extralegalen Erschießungen.

Die Medien stehen nicht unter voller 

Taleban-Kontrolle. Die Taleban haben die 

bisherigen Staatsmedien wie die Nachrich-

tenagentur Bachtar (BIA), die Kabul-Times 

und Radio/TV Afghanistan (RTA) übernom-

men und wieder aktiviert.

Eine Reihe unabhängiger Medien kann 

zwar weiter im Land arbeiten und berich-

tet zum Teil kritisch, übt aber nach War-

nungen der Taleban sichtbar Selbstzensur.

Taleban in doppeltem Dilemma
Insgesamt sorgt die erratische Politik der 

Talebanführung und ihr mangelnder ge-

setzlicher Rahmen dafür, dass sich nie-

mand in Afghanistan sicher sein kann, 

wann er oder sie unsichtbare rote Linien 

individueller Taleban-Kämpfer oder -Kom-

mandeure übertritt und Strafen riskiert. 

Gleichzeitig kommt, wie bereits während 

der ersten Herrschaft der Taleban, ihre Re-

ligions- und Sittenpolizei Amr-bil-Maruf 

kaum hinterher, alle Verbote durchzuset-

zen. Die erratische Politik lässt gleichzeitig 

auch Taleban-Akteuren auf Provinz- oder 

Distriktebene weiten Spielraum, der in bei-

de Richtungen ausschlagen kann: entwe-

der hin zu sogar noch mehr Repression 

oder etwa dazu, dass mancherorts weiter-

führende Mädchenschulen eben doch wei-

terarbeiten können.

sen. Und auch im Innern erklärten sie jegli-

che friedliche Opposition, die sich „außer-

halb der Scharia“ bewegt, zur „Rebellion“: 

Seit März gibt es keine öffentlichen Pro-

teste von Frauen mehr, die nach der 

Machtübernahme der Taleban immer wie-

der in kleinen Gruppen unter Slogans wie 

„Brot, Arbeit, Freiheit“ auf die Straße ge-

gangen waren und damit die politische He-

gemonie der Taleban herausgefordert hat-

ten. Viele ziehen sich in Privaträume und 

soziale Medien zurück und posten dort ih-

ren Protest. Zuletzt protestierten Mitte 

September Mädchen und ihre Lehrerinnen 

in Gardes und Tsamkanai in der Südostpro-

vinz Paktia, nachdem dort ihre bis dahin 

offenen und von örtlichen Stammesführ-

ern unterstützten Schulen ebenfalls ge-

schlossen wurden. Ende September gingen 

in Kabul Mädchen in Unterstützung der 

protestierenden iranischen Frauen auf die 

Straße. In beiden Fällen unterbanden die 

Taleban die Proteste schnell. Eine junge 

Kabulerin, Teil der Protestbewegung, nutzt 

den Schleier, „damit ich von den Taleban 

nicht erkannt und verhaftet werde“.

Zusätzlich verspielten die Taleban die 

Chance, die Mitarbeiter der alten Regie-

rung für sich zu gewinnen und somit ein 

halbwegs reibungsloses Weiterfunktionie-

ren des Staatsapparats sicherzustellen. 

Trotz eines Amnestieversprechens kommt 

es immer wieder zu Festnahmen, sogar 

Morden, von denen niemand mit Gewiss-

heit sagen kann, ob da alte Rechnungen 

aus einem Krieg beglichen werden, den 

alle Seiten extrem brutal führten, oder ob 

das die Politik der Talebanführung ist, um 

möglichen Dissens zu unterdrücken.

Es mehren sich Berichte, denen zufol-

ge die Taleban ehemalige Angehörige der 

Sicherheitskräfte der Vorgängerregierung 

und von ins Ausland geflohenen ehema-

ligen Mitarbeitern westlicher Stellen fest-
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der Westen die Taleban nennt, und Hilfswer-

ken herausgebildet. Die USA gaben Gelder 

wieder frei, die über die UNO an ein NGO-

Konsortium in Afghanistan – und damit an 

den Talebanbehörden vorbei – geleitet wer-

den. Das gab es bereits vorher bei der Be-

kämpfung von Covid-19, der Polio-Immuni-

sierung und griff auch bei der Überwindung 

der Folgen der Erdbebenkatastrophe im Juni 

2022 in Südostafghanistan. Normalisieren 

die Taleban ihr Verhältnis zum Westen nicht 

wenigstens teilweise, könnte das zusammen 

mit der sich verschärfende zyklische Dürre 

zu einer Dauerkrise führen.

Zum Zweiten: Finden sie mittelfristig 

keine Lösungen für die Wirtschaftskrise, 

könnten sich nicht nur jene Teile der Bevöl-

kerung gegen sie wenden, die ihnen bisher 

zugutehielten, dass sie mit ihrem Sieg den 

Abzug der ausländischen Truppen, den Zu-

sammenbruch der alten Regierung und da-

mit ein Ende des Krieges herbeigeführt ha-

ben, sondern auch die, die aus Angst jetzt 

noch stillhalten oder sich anpassen. Es ist im 

Westen viel zu wenig bekannt, welches Aus-

maß von Gewalt auch die früheren Regie-

rungstruppen und ihre ausländischen Ver-

bündeten im Kampf gegen die Taleban an-

wandten und damit große Teile der Landbe-

völkerung gegen sich aufbrachten.

Wirtschaftspolitik trotz Sanktionen
Millionen Menschen leben bereits seit Jahren 

in Gebieten unter Talebankontrolle und hat-

ten gar keine andere Wahl als sich anzupas-

sen. „Es gibt keinen offenen Protest gegen 

die Taleban“, berichtete der Analyst Sahil Af-

Damit haben die Taleban sich in ein 

doppeltes Dilemma manövriert, das ihr Re-

gime in eine Legitimationskrise stürzt. Zum 

einen haben ihre Unterdrückungsmaßnah-

men – wie bereits während ihrer ersten 

Herrschaft von 1996 bis 2001 – in die inter-

nationale Isolation geführt.

Denn der Westen versagt dem Taleban-

regime die politische Anerkennung. Die so-

genannten Geberstaaten verhängten Sankti-

onen und froren afghanische Guthaben im 

Ausland ein. Dadurch bleiben Entwicklungs-

zahlungen aus, die unter der alten Regie-

rung drei Viertel der Staatsausgaben deck-

ten. In bisher regierungsgeführten Berei-

chen wie dem Gesundheits- und Bildungs-

wesen sowie bei NGOs fielen seitdem mas-

senhaft Jobs weg. Zudem drängten die Tale-

ban bzw. die Angst vor ihnen viele Frauen 

aus der Lohnarbeit. Das alles führte in eine 

humanitäre Krise und zu einem Zusammen-

bruch großer Bereiche der Wirtschaft.

Humanitäre Krise 
Laut UNO verzeichneten seit August 2021 

acht von zehn Haushalten deshalb „drasti-

sche“ Einkommensrückgänge. Die Armuts-

quote liegt über 90 Prozent; die Hälfte der 

Bevölkerung steht vor dem herannahenden 

Winter weiter am Rande des Hungers. Das 

seien „mehr Menschen als in jedem anderen 

Land der Welt“, so Martin Griffiths, UN-Ko-

ordinator für Humanitäres, im Juni vor dem 

Weltsicherheitsrat. Er befürchtet ein ähn-

liches Szenario zum Jahresende: „Die mei-

sten ländlichen Haushalte werden ihre Nah-

rungsmittelreserven in diesem Jahr gefähr-

lich früh aufgebraucht haben – wegen der 

schlimmsten Dürre seit 30 Jahren.“

Da der Westen diese humanitäre Krise 

nicht ignorieren kann, hat sich unterhalb 

der Schwelle einer diplomatischen Aner-

kennung eine pragmatische Kooperation 

zwischen den „de-facto-Autoritäten“, wie 
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der Handel mit den anderen Nachbarn wie 

Iran und Zentralasien. 

Dafür bekämpfen die Taleban im eige-

nen Land die Korruption wirksamer als die 

alte, westlich gestützte Regierung und er-

höhten auch dadurch die Staatseinnahmen 

aus Steuern und Handel. Das Kriegsende 

erlaubt insgesamt wieder mehr Wirt-

schaftstätigkeit. Und sie lassen dem ak-

tiven Privatsektor freien Raum, der neben 

der agrarischen Subsistenzwirtschaft in 

allen kriegsbedingten Krisen der letzten 40 

Jahre das Überleben der Bevölkerung si-

cherte, erließen Kleinunternehmern sogar 

Steuern. Allerdings fehlt es Unternehmern 

und Händlern an Kapital und damit oft 

auch an Rohstoffen.

Im Privatsektor dürfen auch Frauen 

weiterhin arbeiten. Denn auch der Aus-

schluss der Frauen aus der Arbeitssphäre 

ist keineswegs total. Laut Internationaler 

Arbeitsorganisation (ILO) ging die Zahl der 

arbeitenden Frauen seit vorigem August 

zwar um 21 Prozent zurück, doch hätten 

damit noch immer vier von fünf der früher 

arbeitenden Frauen weiter ein Einkommen 

– wenn auch die Löhne fallen (viele Unter-

nehmer kommen nicht an Bargeld) und die 

Inflation zunimmt. Dem Privatsektor lassen 

die Taleban offenbar freie Hand, solange 

Frauen nicht mit Männern im gleichen 

Raum arbeiten. Die meisten Frauen sind 

laut ILO im Textilgewerbe beschäftigt. 

Viele arbeiten auch bei Privatbanken.

Den Taleban zufolge arbeiten sogar 

die meisten der zuvor bei Regierungsstel-

len beschäftigten 120.000 Frauen wieder, 

auch dort von den Männern getrennt. 

Westliche Journalist:innen bestätigen dies 

für die technischen Abteilungen etwa des 

Finanzministeriums. Allerdings ist unklar, 

ob die Taleban auch jene Frauen zählen, 

die sich nur einmal pro Woche an ihrem 

Arbeitsplatz zum Einschreiben melden 

ghan Ende 2020, „aber nicht, weil es nichts 

zu beschweren gibt, sondern weil die Leute 

es für zu gefährlich halten.“ 

Sollten die Taleban dem Wunsch nach 

mehr Offenheit nachgeben, könnte das 

aber auch zu Brüchen im eigenen Lager 

führen. Immerhin hatte ihr Führer Hebatul-

lah Achundsada angekündigt, dass es bei 

der Umsetzung der Scharia „keine Kompro-

misse“ geben werde und er schrittweise 

alle weltlichen Gesetze abschaffen will. 

Fraglich ist allerdings, wie viele Mitglieder 

selbst der inneren Talebanführung diesen 

Kurs mittragen. Sogar unter ihnen wird im-

mer wieder die Forderung nach Wiederer-

öffnung aller Mädchenschulen laut. Gleich-

zeitig aber folgen sie bisher weiter der Par-

teilinie, um die Einheit der Talebanbewe-

gung nicht zu kompromittieren.

Während die Taleban vor 2001 die 

Versorgung der Bevölkerung weitestge-

hend der UN und Nichtregierungsorganisa-

tionen überließen, sind heute immerhin 

Ansätze einer Wirtschaftspolitik erkennbar. 

Ihre Minister verhandeln mit Vertretern 

Washingtons und der Weltbank um die 

Freigabe der eingefrorenen afghanischen 

Staatsguthaben. Inzwischen wurde in der 

Schweiz ein Fonds eingerichtet, in den die 

USA einen Teil der eingefrorenen Gelder 

überweisen soll, die dann über die UN hu-

manitären Zwecken zugeleitet werden sol-

len. Das ist aber bisher noch nicht gesche-

hen, da die Taleban den al-Qaida-Anführer 

Aiman al-Sawaheri in Kabul beherbergten, 

was die USA als Bruch ihres Abkommens 

mit den Taleban vom Februar 2020 be-

trachten. Dort wurde er Ende Juli durch ei-

nen US-Drohnenschlag getötet.

Mit dem deutlich gesteigerten Kohle-

export nach Pakistan, das die weltweite 

Brennstoffkrise hart traf, ist den Taleban 

bei der Einnahmensteigerung aber ein klei-

ner Coup gelungen. Allerdings stagniert 
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Haqqani ist der Sohn Dschalaluddin Haqqa-

nis vom sogenannten Haqqani-Netzwerk, 

einer regionalen Taleban-Untergruppe, die 

für ihre engen Beziehungen zu Pakistans 

Geheimdienst ISI bekannt ist und die viele 

während des Krieges bis 2021 für die terro-

ristische Avantgarde der Taleban hielten; 

Yaqub Sohn des in der Bewegung fast hei-

liggesprochenen Taleban-Gründers Mulla 

Muhammad Omar. Als Innen- bzw. Verteidi-

gungsminister bekleiden sie Schlüsselpositi-

onen und stehen für eine jüngere Generati-

on von Taleban-Führern, die dereinst wohl 

die Macht übernehmen wird.

Ob und wann die Führungsgruppe um 

Hebatullah begreifen wird, dass der Aus-

schluss von Frauen und Mädchen aus wei-

ten Bereichen des öffentlichen Lebens mit 

der Welt des 21. Jahrhunderts nicht zu ver-

einbaren ist, ist unklar. Woher Ärztinnen 

und Lehrerinnen kommen sollen, wenn der 

weibliche Nachwuchs aus den Universi-

täten ausbleibt, ist ihr Geheimnis. Ihre Mit-

glieder verweigern jeglichen Direktkontakt 

mit westlichen und sogar den meisten in-

ternationalen islamischen Akteuren. Aller-

dings sind sie weiter deutlich an einer in-

ternationalen Anerkennung und einer Auf-

hebung der Sanktionen interessiert. Moh-

seni geht davon aus, dass eine Machtüber-

nahme der jüngeren Pragmatiker „wahr-

scheinlich evolutionär und nicht durch ei-

nen Coup“ erfolgen wird.

Trotzdem sitzen die Taleban ein Jahr 

nach ihrer erneuten Machtübernahme 

mangels einer organisierten Opposition auf 

absehbare Zeit fest im Sattel. Ähnlich wie 

müssen, um weiter ihr Gehalt zu bekom-

men, wie Schugufa* erzählt, die in Herat 

bei der Stadt arbeitet. 

Gleichzeitig wird den Taleban vorge-

worfen, dass sie die Auswahl von Studien-

fächern für Studentinnen eingeschränkt ha-

ben. Sie kontern mit der Feststellung, für 

manche Fachrichtungen hätten sich nicht 

genügend junge Frauen gemeldet. Klar ist: 

Ihre vorangegangenen Einschränkungen 

haben sicher dazu geführt, dass weniger 

Mädchen studieren wollen (bzw. sich trau-

en) und auch Eltern aus Furcht ihre Bewe-

gungs- und Wahlfreiheit einschränken.

Die Hälfte des Talebanbudgets fließt 

laut dem Wirtschaftsmagazin The Econo-

mist allerdings in den Bereich Verteidigung, 

obwohl sich das Regime nur marginalen in-

neren und keinen äußeren Bedrohungen 

gegenübersieht. Die Talebanführung muss 

ihre Kämpfer weiterbezahlen, denn sie kann 

sie nicht demobilisieren, weil die schrump-

fende Wirtschaft sie nicht absorbieren kann. 

Der Gesamtetat von umgerechnet 2,6 Milli-

arden US-Dollar ist schon mit einem Defizit 

von 500 Millionen belastet. Offenbar hoffen 

die Taleban, das Loch durch erhöhte huma-

nitäre und Entwicklungsgelder sowie Steue-

rinnahmen zu stopfen.

Das Regime sitzt fest im Sattel 
Bisher dominiere in der Talebanführung 

„noch die Ideologie über Pragmatismus“, 

wie der afghanische Journalist Fazelminul-

lah Qazizai schreibt. Dort haben die Ultra-

konservativen um Hebatullah die Oberhand, 

wenn vielleicht auch nicht zahlenmäßig. Der 

pragmatischere Flügel um Vizeregierungs-

chef Mulla Abdul Ghani „Baradar” und die 

„Prinzlinge” Seradschuddin Haqqani und 

Mulla Muhammad Yaqub wolle „Gott und 

dem Land“ dienen, wie der afghanische Me-

dienunternehmer Saad Mohseni schrieb, 

Hebatullah und sein Kreis „Gott allein”. 

Langfristig die größten Probleme 
gehen von der Wirtschafts- und 
humanitären Krise aus.
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desteilen dazu brachte, sich mit der Tale-

ban-Herrschaft zu arrangieren. Ihre feh-

lende Koordination erlaubte es den Taleban 

bisher stets, jeweils konzentriert Kräfte ge-

gen örtliche Rebellionen in den Kampf zu 

werfen. Vor allem Anschläge von ISKP sor-

gen aber immer wieder für eine hohe Zahl 

an zivilen Opfern, v.a. unter schiitischen Be-

völkerungsgruppen wie den Hazara. Dessen 

Vorgehen grenzt auch nach Ansicht unab-

hängiger Beobachter an Völkermord.

Eine größere Gefahr stellen ethnische 

Spannungen dar. Nach der Verdrängung 

von ohnehin im nationalen Führungsperso-

nal der Taleban unterrepräsentierten Nicht-

Paschtunen wächst Unmut. Langfristig die 

größten Probleme für das Taleban-Regime 

gehen von der Wirtschafts- und insbeson-

dere der drohenden zyklischen humani-

tären Krise aus, verstärkt durch die zuneh-

menden Auswirkungen der weltweiten Kli-

makrise auf die Ökologie Afghanistans.

Afghan:innen, die mit offenem Wider-

stand nicht ihr Leben riskieren wollen, blei-

ben zwei Optionen: das Land verlassen oder 

sich anpassen und etwas persönlichen 

Spielraum bewahren. So wie Schah Gul und 

ihre Freundinnen, die sich zwar verhüllen, 

aber nicht so, wie die Taleban es verlangen. 

Ihr Bruder in Bamian, so erzählt Schah Gul, 

arbeitet inzwischen für die Taleban-Moral-

polizei: „Zögernd, weil es keine anderen 

Jobs gibt.“

Was die in Europa oft dominierende 

Schleierdebatte betrifft, schrieb die aus Af-

ghanistan stammende, in Deutschland leh-

rende Hochschullehrerin Jasamin Ulfat, der 

Verhüllungserlass sei zwar „die harscheste 

Taliban-Maßnahme gegen Frauen bisher”. 

Aber: „Die Schulbildung wegzunehmen und 

die Bewegungsfreiheit der Frauen einzu-

schränken ist weitaus schlimmer als ein 

Schleier. Ein Schleier ist nur sichtbarer als 

die anderen Einschränkungen.“

alle Vorgängerregierungen sind sie aller-

dings nicht in der Lage, das gesamte Terri-

torium permanent zu besetzen und zu kon-

trollieren.

Marginaler bewaffneter Widerstand 
Die anhaltenden, wenn auch sporadischen 

und begrenzten Proteste von Frauen ge-

fährden – mangels unterstützender zivilge-

sellschaftlicher Strukturen – ihre Herrschaft 

nicht. Dasselbe gilt für den zersplitterten 

bewaffneten Widerstand in Teilen von 

Nord-Afghanistan, mit dem Zentrum im 

Pandschir- und Andarab-Tal, und die Ter-

rorangriffe des örtlichen Ablegers des Isla-

mischen Staates (ISKP), denen eine breite-

ren soziale Basis fehlt. Die bewaffneten Wi-

derstandsgruppen sind wenig populär, da 

sie ähnliche terroristische Mittel einsetzen 

wie die Taleban während ihrer insurgency-

Phase, oder auf Fraktionen zurückgehen, 

die Bestandteil des korrupten politischen 

Systems vor 2021 waren, aber auch, weil 

sie für ihren Ethnozentrismus bekannt sind. 

Ähnliches gilt für die im Exil entstehenden 

neuen Parteien.

Die Führung der wohl stärksten be-

waffneten Gruppe, der Nationalen Wider-

standsfront (NRF), befindet sich mit rus-

sischer Duldung in Tadschikistan, aber 

selbst Russland lässt keine Waffenliefe-

rungen an sie zu. Auch darüber hinaus wer-

den sie von keinem internationalen Akteur 

aktiv unterstützt. „Weder Russland noch 

China (oder die anderen zentralasiatischen 

Staaten) wollen bewaffnete Afghanen, die 

in Zentralasien an grenzüberschreitenden 

Kriegshandlungen teilnehmen”, schrieb der 

Afghanistan-Kenner Barnett Rubin. „Sie wis-

sen, wie solch eine Situation in den 1980er 

Jahren Pakistan destabilisiert hat.”

Im Land begrenzt vor allem die allge-

meine Kriegsmüdigkeit ihr Mobilisierungs-

potenzial, die die Bevölkerung in vielen Lan-
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